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1 Einleitung 
 

Seit dem Beginn der 90er Jahre ist der Öffentlich-rechtliche Rundfunk nicht mehr von 

den Themenlisten medienpolitischer Debatten wegzudenken. Offensichtlich haben sich 

die Diskussionen über Legitimation, Aufgaben, Finanzierung und Kontrolle der Öffent-

lich-rechtlichen Institutionen in Europa mit der Konvergenz der Kommunikationsbran-

chen intensiviert. Stand früher vor allem der Programmoutput Öffentlich-rechtlicher 

Veranstalter im Mittelpunkt der Analysen, so werden seit einigen Jahren immer häufiger 

organisationsstrukturelle Fragen diskutiert. 

 

Zu beobachten ist beispielsweise, daß sich die Institutionen der Wettbewerbspolitik mit 

dem Öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu befassen haben, und daß die öffentlichen An-

stalten auch in der Debatte um die Weiterentwicklung der Kommunikationsordnungen 

einen prominenten Platz einnehmen. Öffentlich-rechtlicher Rundfunk ist an der Schwelle 

zur Informationsgesellschaft keineswegs unumstritten. Vertreter der Anstalten stehen 

unter permanentem Rechtfertigungszwang, und tendenziell droht ihre Akzeptanz immer 

weiter zu sinken. Viele der diskutierten Probleme erscheinen auf den ersten Blick beina-

he unlösbar. Befürworter und Gegner stehen einander oft unversöhnlich gegenüber, und 

so etwas wie ein gesamtgesellschaftlicher Konsens über den Öffentlich-rechtlichen 

Rundfunk scheint zumindest derzeit nicht in Sicht.  

 

Die zentrale Gefahr dieser – sehr oft machtpolitisch motivierten – Streitigkeiten über die 

Öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten besteht laut Steemers darin, daß die notwendi-

gen Diskussionen über die eigentlichen medienpolitischen Ziele und geeignete Zielsi-

cherungsvarianten durch die Debatten über Institutionen systematisch vernachlässigt 

werden. Die Interessengegensätze bezüglich der Zukunft der Anstalten verstellen mitun-

ter den Blick auf mögliche Alternativen zum Dualen Rundfunksystem, die sich unter den 

veränderten Rahmenbedingungen vielleicht ebenfalls für die Sicherstellung medienpoli-

tischer Ziele und öffentlicher Interessen eignen könnten. „By restricting debate about the 

future of existing public-service-broadcasting institutions, there is little room for discus-

sion of other options, which might be better suited at meeting changing public needs. 
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Perhaps the debate needs to revolve less around the future of public service broadcast-

ing, where the act „broadcasting“ may become less significant. Instead attention needs to 

be focused on public provision and public service as a whole.“1 

1.1 Problemstellung und Untersuchungsziel 

Verlagert man nun den Schwerpunkt des Erkenntnisinteresses von den Öffentlich-

rechtlichen Rundfunkanstalten zum „Öffentlichen Interesse “ und zu normativen Zielen, 

so wird man feststellen, daß der Öffentlich-rechtliche Rundfunk – zwar offensichtlich 

ein bewährtes, aber letztlich doch - nur ein Instrument unter vielen ist, mit Hilfe dessen 

sich kommunikationspolitische Ziele im Mediensektor verwirklichen lassen. Die Verän-

derungen in der Kommunikationsbranche lassen es sinnvoll erscheinen in Zukunft auch 

mögliche Alternativen zum Dualen Rundfunksystem verstärkt in der Analyse zu berück-

sichtigen, um die Sicherstellung der Ziele nicht durch das (parteipolitische) Hick-Hack 

um die Weiterentwicklung des Öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu gefährden, oder de-

ren effiziente Umsetzung in der Übergangsphase zur Informationsgesellschaft zu ver-

nachlässigen. 

 

Anders ausgedrückt: In sozialen Marktwirtschaften sind Öffentlich-rechtliche Rund-

funkunternehmen kein Wert an sich (kein Selbstzweck). Sie sind Instrumente der Ord-

nungspolitik und dienen der Verwirklichung öffentlicher Interessen. Die Effektivität 

eingesetzter Instrumente muß von einer rationalen Medienpolitik permanent überprüft 

werden. Die Instrumente sind von den Entscheidungsträgern genau dann durch andere zu 

ersetzen, wenn sich herausstellt, daß alternative Ordnungsmodelle entweder einen höhe-

ren Grad der Zielerreichung bei gleichen Regulierungskosten, bzw. den gleichen Grad 

der Zielerreichung bei geringeren Kosten sicherstellen können. 

 

Diese Ausgangslage veranlaßt Gundlach zur Frage, ob „die Existenz der Öffentlich-

rechtlichen Rundfunkunternehmen unter den veränderten Rahmenbedingungen weiterhin 

sinnvoll ist, oder ob sie ihre Existenzberechtigung im Zuge der ordnungspolitischen, 

                                                 
1 Steemers, J (1998b) S. 108 
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technologischen und wirtschaftlichen Entwicklung verloren haben,“2 weil sie durch ef-

fektivere medienpolitische Instrumente oder alternative Ordnungsmodelle ersetzt werden 

können. Auch in der hier vorliegenden Untersuchung steht diese forschungsleitende Fra-

ge im Mittelpunkt. Zur systematischen Beantwortung wird auf das sogenannte „Markt-

versagen–Staatsversagen–Paradigma“ zurückgegriffen. 

1.2 Theoretischer Untersuchungsrahmen und Forschungsfragen 

Das Marktversagen – Staatsversagen - Paradigma 

 

Das „Marktversagen-Staatsversagen-Paradigma“ dient als Analyseraster zur Beurteilung 

der Legitimität und der Effektivität von staatlichen Eingriffen in Märkte. Idealtypisch 

sollte am Ende einer umfassenden Untersuchung die sinnvollste Form der Aufgabenver-

teilung zwischen den Institutionen Markt und Staat gefunden worden sein, und der 

Medienpolitik zur Umsetzung empfohlen werden. In der Realität ist das natürlich so 

nicht möglich. Die Komplexität inner- und intrainstitutioneller Zusammenhänge entzieht 

sich einer (all)umfassenden Analyse. Ergebnisse bleiben deshalb nur Annäherungswerte. 

Dies gilt für das Wechselspiel von Markt und Staat im allgemeinen, und für das Verhält-

nis vom Medienmarkt zur Medienpolitik im besonderen. Trotzdem soll in dieser Unter-

suchung auf das Marktversagen–Staatsversagen–Paradigma zurückgegriffen werden, um 

unterschiedliche Varianten zur Regulierung des elektronischen Kommunikationssektors 

auf Basis des Analyseschemas zu diskutieren, und um die Entwicklungsperspektiven der 

Öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in der sogenannten Informationsgesellschaft 

zu untersuchen. Die Kernbereiche des Analyseschemas sind an dieser Stelle kurz zu-

sammengefaßt um einen groben Überblick zum Leitfaden der Untersuchung zu geben. 

Detailliertere Darstellungen der theoretischen Ansätze mit wichtigen Literaturhinweisen 

sind dann den einzelnen Kapiteln in der Arbeit vorangestellt. 

 

Zur Beurteilung der Legitimität staatlicher Eingriffe in Märkte dient die „Theorie des 

Marktversagens“. Untersucht wird dabei im wesentlichen die Funktionsfähigkeit des e-

                                                 
2 Gundlach, H (1998) S. 1 
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lektronischen Kommunikationssektors. Marktmängel oder Branchenbesonderheiten 

können diese Funktionsfähigkeit gefährden, sie können zu suboptimalen Marktergebnis-

sen führen, und die Regulierung des Sektors erforderlich machen. Ziel der Analyse (in 

Abschnitt 4) ist es Marktunvollkommenheiten systematisch darzustellen, um den Re-

gulierungsbedarf zu begründen. Dafür wird in dieser Arbeit auf unterschiedliche Analy-

seansätze zurückgegriffen, die der Neoklassik, der Gemeinwirtschaftslehre und der Poli-

tischen Ökonomie zugeordnet werden können. 

 

Je nach theoretischer Position wird Marktversagen in der Folge unterschiedlich bewertet. 

Während die Neoklassik die rein technische Effizienz von Märkten in den Mittelpunkt 

rückt, werden Marktergebnisse und Marktunvollkommenheiten in der Gemeinwirt-

schaftslehre und in der Politischen Ökonomie auch mit Blick auf gesamtgesellschaftliche 

Ziele beurteilt. Die politischen Ziele sind deshalb (in Teil 3) der Analyse des Markt-

versagens vorangestellt, um in der Untersuchung der Branchenbesonderheiten auch auf 

Probleme in Bezug auf öffentliche Interessen hinweisen zu können. 

 

Nach der Analyse der Funktionsfähigkeit des Medienmarktes stellt sich die Frage, ob - 

und wenn ja wie - die Politik in den Industriesektor eingreifen soll um suboptimale 

Marktergebnisse zu verhindern, um die Funktionsfähigkeit der Märkte durch Regulie-

rungen zu verbessern und um öffentliche Interessen nicht zu vernachlässigen. Zur Be-

antwortung dieser Frage wird auf die „Theorie des Staatsversagens“ zurückgegriffen, in 

der die Effektivität staatlicher Eingriffe in Märkte untersucht wird. Idealtypisch sollte 

die Politik sich für jenes Ordnungsmodell entscheiden, das den höchsten Grad der Ziel-

sicherung (= technische Effizienz + öffentliche Interessen) bei minimalsten Regulie-

rungskosten sicherstellt. Von einem Staatsversagen oder einem Politikversagen spricht 

man dann, wenn sich die Entscheidungsträger offensichtlich für ineffektivere Eingriffs-

varianten entschieden haben um ihre öffentlichen Aufgaben wahrzunehmen. 

 

Zur Beurteilung der Effektivität der Ordnungspolitik müssen einander die Vor- und 

Nachteile unterschiedlicher Regulierungsmodelle und –instrumente gegenübergestellt 



  10 

werden. Theoretische Grundlagen dafür bietet der Comparative-Institution-Approach.3 

Nach der Beweislastthese müssen auch existierende Regulierungsmodelle – wie das Du-

ale Rundfunksystem und der Öffentlich-rechtliche Rundfunk - nachweislich eine höhe-

ren Grad der Zielsicherung bei geringen Kosten sicherstellen, als alle anderen Alternati-

ven. Dementsprechend sollen in dieser Arbeit Vor- und Nachteile des Dualen Rundfunk-

systems und des Öffentlich-rechtlichen Rundfunks dargestellt (Teil 5) und mit den Vor- 

und Nacht anderer Regulierunsoptionen (Teil 7) verglichen werden. 

 

Abbildung 1: 
Das Marktversagen-Staatsversagen-Paradigma 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

               Quelle: Eigene Darstellung 

 

Die Suche nach der effektivsten Form für einen staatlichen Eingriff wird dabei nicht nur 

durch allgemeine Prognoseschwäche für weitere Entwicklungen eingeschränkt, die einer 

Neuregulierung folgen könnten. Zu berücksichtigen ist weiters, daß alternative Ord-

nungsmodelle natürlich mit bestehenden Rechtsnormen vereinbar sein müssen („Legali-

tätsprinzip“), und deshalb wird der bestehende Gesetzesrahmen in die Untersuchung 

miteinbezogen. Die konkreten Beispiele kommen überwiegend aus Deutschland und Ös-

                                                 
3 Heinrich, J (1999a) S. 25 

Markt - Staat - Regulierung

Markt / Wettbewerb

Branchenbsonderheiten

Marktergebnis

Bewertung:
=> technische Effizienz

=> öffentliche Interessen

Regulierungsbedarf

Staat / Regulierung

Eingesetzte Instrumente

Bewertung:
=> Regulierungskosten

=> Grad der Zielsicherung
=> Vor- / Nachteile

Alternative Instrumente

Staatsversagen:
wenn sich die Politik für ineffektive

Regulierungsmodelle entscheidet

Markt - Marktversagen Staat - Staatsversagen



  11 

terreich. Die zunehmende Internationalisierung des Mediensektors erfordert darüber hin-

aus die Berücksichtigung von Rahmenregulierungen der Europäischen Union (Teil 6) 

und anderer internationaler Regulierungstrends. 

 

Am Beginn der Untersuchung (Teil 2) stehen aber vorerst nicht die Optionen für politi-

sche Entscheidungsträger, sondern jene Phänomene und Trends, die die Medienland-

schaft grundlegend verändern, die eine Revision traditioneller Marktversagenshypothe-

sen notwendig machen, die neue gesellschaftliche Probleme zu generieren scheinen, aber 

gleichzeitig neue Möglichkeiten zur Regulierung der Medienmärkte bieten, sofern sie 

nicht überhaupt nach einer völligen Neuausrichtung der Kommunikationspolitik verlan-

gen. Im wesentlichen wird in allen Abschnitten der Arbeit auf Sekundärquellen hinge-

wiesen, die fallweise durch Primärangaben ergänzt worden sind. 
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2 Ausgangssituation und Rahmenbedingungen 
Transformation des Medien- und Kommunikationssystems 

 

Der elektronische Kommunikationssektor ist von erheblicher wirtschaftlicher und gesell-

schaftlicher Bedeutung, und er ist augenblicklich einem rasanten Wandel ausgesetzt des-

sen konkrete Auswirkungen nicht mit Sicherheit prognostiziert werden können.4 Die we-

sentlichen Triebkräfte dieses Wandels sind (1) der technische Fortschritt - insbesondere 

die Digitalisierung - und die daraus resultierende Konvergenz der traditionell getrennten 

Subsektoren Telekommunikation (TK), Rundfunk (RF) und Informationstechnologie 

(IT), sowie (2) die schrittweise Liberalisierung des elektronischen Kommunikationssek-

tors und die damit verbundene Zunahme des Wettbewerbs im Medien und Kommunika-

tionssystem (MuK-System).5  

 

Der Transformationsprozeß, aus dem - wenn man so will - die „Informationsgesell-

schaft“6, die „Multimediagesellschaft“7 oder eine „Network-Society“8 auf Basis der „In-

ternetökonomie“9, der „Mediamatik“10, der „Digitalen-Ökonomie“, der „Informations-

ökonomie“11, der New-Economy oder der „Network-Economie“12 entstehen soll, wird 

oft als Paradigmenwechsel13 bezeichnet, der insbesondere auf industrieller Ebene längst 

vollzogen und gestaltet wird, „während die Politik nach wie vor mit – in Medien und Te-

lekommunikation – getrennten Institutionen und Regulierungsmodellen agiert,“14 wo-

durch sie an Gestaltungskraft verliert, Planungsunsicherheiten schafft, und die Entwick-

lung potentieller Wachstumsmärkte bremst. Mittlerweile besteht Einigkeit darüber, daß 

nur eine tiefgreifende strukturelle Reform der Kommunikationspolitik „das immer deut-

                                                 
4 „The truth is, we do not know what the media markets of the future will look like. The future is not de-

terminated by technology alone, but by a whole range of cultural, social and economic factors.“ (vgl. 
Oreja, M (1999) S. 2) 

5 Heinrich, J (1999b) S. 73  
6 KOM (1997) 623 
7 Schatz, H / Jarren, O / Knaup, B (1997) S. 12 
8 Castells, M (1996) (zit. nach Weinmann, G (1999) S. 58) 
9 ECC (1999) 
10 Latzer, M (1997) 
11 Latzer, M (1999) 
12 Shapiro, C (1999) 
13 Latzer, M (1997) S. 18 
14 Latzer, M (1998a) S. 148 
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licher werdende Spannungsverhältnis zwischen Lebenswirklichkeit und rechtlicher Re-

gulierungspraxis auflösen kann.“15 Unterschiedliche Optionen für eine adäquate ord-

nungspolitische Reaktion auf die veränderten Rahmenbedingungen im elektronischen 

Kommunikationssektor werden derzeit (Frühjahr 2000) diskutiert. 

 

Auf supranationaler Ebene sind es vor allem die Politik der Europäischen Union und der 

sich entwickelnde europäische Binnenmarkt, die die tiefgreifende Transformation der 

Strukturen der Kommunikationswirtschaft fördern. Dabei verfolgt die Politik der Euro-

päischen Union eine Deregulierung bestehender nationaler Ausnahmebereichsregelun-

gen, um den Strukturwandel zu fördern und die Integration des Rundfunk- und des Tele-

kommunikationssektors zu beschleunigen.16 Parallel verändert sich die Bedeutung tradi-

tioneller, nationalstaatlicher, sektoraler Regulierung. Es kommt zu einer Modifikation 

der Staatstätigkeit und zu „einer Transformation der Staatlichkeit im Kommunikations-

sektor der Informationsgesellschaft, die vor allem durch inner- und zwischenstaatliche 

Verschiebungen von politischen Zuständigkeiten und durch Veränderungen bei der Aus-

richtung und bei den Instrumenten der Regulierung geprägt wird.“17 

 

Im Grunde wird durch den Transformationsprozeß vor allem eine Anpassung der vor-

handenen Rahmenregelungen auf nationaler und supranationaler Ebene erforderlich. Das 

(1) wirtschaftliche Interesse im Bereich der Regulierungsreform - der sogenannten „Re-

Regulierung“ - konzentriert sich vor allem darauf, bestmögliche Voraussetzungen für 

die zukünftige Versorgung mit multimedialen Leistungen und für eine international 

wettbewerbsfähige Medienbranche zu schaffen. An der Gestaltung der Medienentwick-

lung besteht aber auch weiterhin (2) ein gesellschaftspolitisches Interesse, das sich aus 

der gesellschaftlichen Funktion der Medien ableitet und beispielsweise von Hoffmann-

Riem als „gesellschaftliche Medienverantwortung“18 bezeichnet wird.19 Beide Aspekte 

sollen im Rahmen dieser Arbeit nicht aus den Augen verloren werden.  

 

                                                 
15 Schulz, W / Seufert, W / Holznagel, B (1999) S. 72 
16 Gundlach, H (1998) S. 113 
17 Latzer, M (1999) S. 282 
18 Hoffmann-Riem, W (1995) S. 128 (zit. nach Müller, M (1998) S. 13) 
19 Müller, M (1998) S. 13 
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Die Frage nach dem Regulierungsbedarf, den dafür geeigneten Regulierungsinstrumen-

ten und der Rolle des Öffentlich-rechtlichen Rundfunks im veränderten elektronischen 

Kommunikationssektor ist der zentrale Gegenstand dieser Untersuchung. Vorerst sollen 

aber jene technischen, ökonomischen und politischen Determinanten des Wandels iso-

liert werden, die die Adaption des Regulierungsrahmens und die Überprüfung der Taug-

lichkeit traditioneller Regulierungsinstrumente im konvergenten, liberalisierten Umfeld 

überhaupt notwendig machen. Denn „understanding the different aspects of regulation in 

the information age requires a solid understanding of the development in the communi-

cation landscap, as well as of the ongoing process of convergence between traditionally 

seperated forms of communication and of the information fusion.“20 

2.1 Liberalisierung und Wettbewerb 

Erstes zentrales Charakteristikum in der Transformation des elektronischen Kommuni-

kationssystems ist dessen schrittweise Liberalisierung. Die europäischen TK- und RF-

Sektoren sind traditionell von vergleichsweise starken staatlichen Eingriffen geprägt. 

Der zu beobachtende Liberalisierungstrend verweist auf Stärkung des Wettbewerbs im 

MuK-System, sowie auf die damit einhergehenden Reformen nationalstaatlicher und 

supranationaler Politik.21 

 

Historisch betrachtet verlief die Entstehung der Sektoren RF und TK getrennt voneinan-

der. In Europa etablierten sich für den TK-Sektor PTO`s, die meist in die öffentliche 

Verwaltung integriert waren, während die Institutionalisierung für den Rundfunkbereich 

meist in Form Öffentlich-rechtlicher Rundfunkunternehmen erfolgte. Anders als die 

PTO´s waren diese zumeist nicht Teil der hoheitlichen Verwaltung. Öffentlich-rechtliche 

Rundfunkunternehmen stehen aber ebenfalls unter starker politischer Kontrolle, die 

meist mittels parteipolitisch besetzter Kommissionen ausgeübt wird. Die politische Zu-

ständigkeit für RF und TK wurde von Anfang an getrennt. Gemeinsam war den beiden 

Subsektoren des gesellschaftlichen Kommunikationssystems die starke staatliche 

                                                 
20 Tadayoni, R / Skouby, K. E (1999) S. 176 
21 Latzer, M (1997) S. 23 
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Einflußnahme, da in beiden Bereichen vor allem der Marktzutritt (Monopol) und die 

Preise (Gebühren) staatlich reguliert wurden.22 

 

Die Regulierungsmodelle und -inhalte für die Sektoren unterscheiden sich stark. Die 

staatlichen Markteingriffe im TK-Sektor dienen vor allem dem Ziel, eine effiziente, flä-

chendeckende Infrastruktur zu errichten, zu der ein fairer Zugang gewährleistet werden 

soll, und die sämtliche Bürger und Bürgerinnen miteinander verbindet (Universaldienst). 

Technologie- und arbeitsplatzpolitische Ziele bildeten den Hintergrund für die Abscho-

tung nationaler TK-Märkte. Besondere Bedeutung kommt dem TK-Sektor darüber hin-

aus durch seine Koordinationsfunktion wegen der Vorleistungen für sämtliche andere 

Wirtschaftssektoren zu.23 

 

Im RF-Sektor dominierten die politisch motivierten Ziele Vielfalt, politische Ausgewo-

genheit, Kontrolle des Inhalts, Qualität und kulturelle Identität. Die Regulierung des 

Rundfunks wurde vor allem damit begründet, daß die elektronischen Massenmedien im 

Unterschied zur Individualkommunikation der TK wegen ihrer hohen Nutzung und der 

spezifischen Rezeptionsweise über ein hohes Einflußpotential verfügen. Als technisches 

Argument für die Monopolregulierung diente der Mangel an Frequenzen die für terrest-

risches Fernsehen zur Verfügung stehen.24 Hinzu kamen noch die Vermutungen, daß der 

für den Rundfunkbetrieb benötigte Finanzbedarf die Leistungsfähigkeit privater Unter-

nehmen übersteigen würde, und daß Rezipienten den Wert bestimmter gesellschaftlich 

wertvoller Programme unterschätzen könnten. Zudem wurde befürchtet, daß bei einer 

werbefinanzierten RF-Bereitstellung die Programminhalte von den Interessen der Wer-

bewirtschaft bestimmt werden.25 

 

TK-Liberalisierung 

Zentrale ökonomische Rechtfertigung für die Monopolregulierung im TK-Sektor war die 

Eigenschaft des „natürlichen Monopols“, bei dem die makroökonomischen Kosten bei 

gegebener Nachfrage am geringsten sind, falls es nur einen Anbieter gibt. Für die Tele-

                                                 
22 Latzer, M (1997) S. 49ff 
23 ebenda S. 56 
24 ebenda S. 58 
25 Kops, M (2000) S. 12 
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foninfrastruktur wurde angenommen, daß dies aufgrund der hohen Errichtungskosten 

und der beschränkten Nachfrage gegeben ist.26 Mit der Digitalisierung und dem Einzug 

der Computertechnologie in die TK-Vermittlungstechnik und die TK-Endeinrichtung 

(Telematik) veränderte sich Kostenstruktur im TK-Sektor27 und brachte die Erosion der 

traditionellen Rechtfertigung wegen der natürlichen Monopoleigenschaften. Zusätzlich 

wurden durch die Computertechnologie im TK-Sektor eine Fülle von Innovationen im 

Dienste- und Endgerätemarkt möglich. Es kam zu einer Diversifizierung des Angebots, 

und v.a. kommerzielle Nutzer argumentierten in der Erwartung eines günstigeren, viel-

fältigen Angebots für die Zerschlagung der Monopole und die Öffnung der Märkt.28 

 

In der politischen Diskussion erhielten erhoffte Wachstumspotentiale für die TK-

Branche größeres Gewicht. Ausgehend von den USA, Großbritannien und Japan, die 

von der Marktöffnung die Expansion ihrer Weltmarktanteile in den von ihnen dominier-

ten Industriesektoren erwarteten, stieg der politische und ökonomische Anpassungsdruck 

auf die anderen Länder, und letztlich auch auf jene Kleinstaaten, die durch die Öffnung 

der Sektoren mehr Nachteile als Vorteile für die - bis dahin protektionistisch gehegte - 

nationale Industrie erwarteten.29 Hauptakteur im Bereich der Liberalisierung der TK-

Märkte in Europa ist die Europäische Kommission, die mit ihrem „Green Paper on the 

Development of the Communication Market for Telecommunication Services and E-

quipment“ den Liberalisierungsprozeß initiierte, der durch eine Reihe von Richtlinien 

vorangetrieben wurde, und in der endgültigen TK-Marktliberalisierung 1998 gipfelte.30 

 

Die Relevanz der TK-Liberalisierung für den Rundfunkbereich ergibt sich daraus, daß 

die TK-Infrastruktur die alternativen Distributionsmöglichkeiten für Rundfunkdienste 

beeinflußt. Es besteht zunehmend die Möglichkeit über Telekommunikationsnetze 

gleichzeitig TK- und RF-Dienste anzubieten. Insofern wird der Ordnungsrahmen für den 

RF immer mehr durch die Vorschriften aus dem Bereich der TK geprägt.31 Die Deregu-

                                                 
26 Latzer, M (1997) S. 56 
27 Anschaffungskosten für Digitaltechnik sind geringer als bei Analogtechnik, Personalkosten sinken 

durch den geringeren Wartungs- und Bedienungsaufwand für Computeranlagen, Betriebskosten sin-
ken durch Platzersparnis und Fernwartung. 

28 Latzer, M (1997) S. 66 
29 Latzer, M (1997) S. 66 
30 Latzer, M (1998b) S. 459 
31 Müller, M (1998) S. 27 
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lierung im TK-Bereich setzt darüber hinaus den Wettbewerb als Ordnungsprinzip an die 

Stelle staatlicher Regulierung,32 und von der multimedialen Entwicklung unter Wettbe-

werbsbedingungen werden auch auf Dienste- und Endgerätebene weitere Impulse für die 

Veränderung des Rundfunks erwartet.33 

 

RF-Liberalisierung 

Parallel zur Öffnung des TK-Sektors kam es ab den 80er Jahren auch im Rundfunkbe-

reich in den meisten europäischen Ländern zu einer Liberalisierung. Neben den - seit 

den Anfängen des Rundfunks bestehenden - Öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 

etablierten sich kommerzielle TV-Stationen als zweite Säule. Die zentrale technische 

Rechtfertigung für die Monopolregulierung, die Frequenzknappheit im terrestrisch-

analogen Bereich, ließ sich aufgrund des technischen Fortschritts, der Verbreitung von 

Kabelfernsehen (KATV), direkt sendendem analogem Satellitenfernsehen (DBS) und 

anderen alternativen Distributionsmöglichkeiten für Videos nicht länger aufrechterhal-

ten.34 

 

Mit der in vielen Staaten implementierten „dualen Rundfunkordnung“ - dem Nebenein-

ander von Öffentlich-rechtlichem und privatem Rundfunk - sollten die unterschiedlichen 

Vorteile beider Systeme genutzt und Nachteile kompensiert werden.35 Der Beitrag der 

Europäischen Kommission zu Liberalisierungsschritten im Fernsehsektor ist vor allem 

die sogenannte „Fernsehrichtlinie“, in der die Weiterverbreitung von Fernsehprogram-

men entsprechend dem Ursprungslandprinzip geregelt ist.36 Eine Grundlage für weitere 

Liberalisierungsschritte bietet die Zuordnung des Rundfunks zum Dienstleistungssekor 

auf europäischer Ebene, die die Kommission dazu verpflichtet, den Binnenmarkt auch 

im Mediensektor herzustellen.37 

 

Nach der Monopolsituation und der Dualen Rundfunkordnung beginnt nun ein neuer 

Abschnitt in der Rundfunkentwicklung. Das zentrales technische Merkmal der dritten 

                                                 
32 Heinrich, J (1998) S. 73ff 
33 Müller, M (1998) S. 28 
34 Latzer, M (1997) S. 72ff 
35 Latzer, M (1997) S. 72ff 
36 Richtlinie 97/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 1997 
37 Heinrich, J (1994) S. 178 
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Phase in der Rundfunkgenese ist die durchgängige Digitalisierung des Mediensektors 

und die daraus resultierende Konvergenz mit dem Telematiksektor, die beispielsweise 

von Latzer als „Mediamatik“38 bezeichnet wird. 

 

Mit der Digitalisierung, der Erhöhung der Übertragungskapazitäten, den unbeschränkten 

Kombinationsmöglichkeiten von traditionellen Fernsehdiensten mit Telematikdiensten, 

den veränderten Rezeptionsformen durch die Steigerung der Interaktivitätsoptionen und 

der Verlagerung der Kontrollmöglichkeiten über den Kommunikationsprozeß von An-

bietern zu Benutzern, scheint im Fernsehsektor eine dritte Epoche („Digitales Fernse-

hen“) begonnen zu haben, die wiederum nach einer Modifikation der Rahmenordnung 

als Reaktion auf veränderte Rahmenbedingungen verlangt. 

 

Die EU-Kommission hat angedeutet, daß es im Zuge der Re-Regulierung des kon-

vergenten, elektronischen Kommunikationssektors zu weiteren Liberalisierungsschritten 

kommen könnte. Es wird „von der Erkenntnis ausgegangen, daß die Konvergenz zu ei-

ner Verringerung bestehender Normen in der Telekommunikations- und Medienbranche 

führen könnte. Eine verstärkte Regulierung in den Branchen soll vermieden werden.“39 

2.2 Digitalisierung und Konvergenz 

Das zweite wesentliche Charakteristikum des Transformationsprozesses im elektroni-

schen Kommunikationssektor ist also die Konvergenz, verstanden als „das Ver-

schwimmen von traditionellen Grenzen zwischen Technologien, Dienstkategorien, In-

dustriesparten, Sektoren, und Politikfeldern in den Bereichen Informationstechnologie, 

Telekommunikation und Rundfunk.“40 „The broadcasting industry, the telecommunica-

tions industry and the image processing part of the computing industry (the internet / 

world wide web) are rapidly converging towards a single multimedia market.“41 Theo-

                                                 
38 Latzer, M (1997) S. 16. Siehe dazu auch den nächsten Abschnitt 
39 KOM (1997) 623, S. viii 
40 Latzer, M (1997) S. 16 
41 Cowie, C / Marsden C.T (1999) S. 54 
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retisch bietet mit der durchgängigen Digitalisierung medialer Inhalte und Vertriebswege 

die Möglichkeit des technisch unbeschränkten internen medialen Wettbewerbs.42 

 

Abbildung 2: 
Schematische Darstellung der Konvergenzschritte im elektronischen Kommunikations-
sektor 
 

 
Quelle: Latzer, M (1997) S. 61 

 

Die historische „Telekommunikation - Rundfunk – Dichotomie“43 basiert hauptsächlich 

(1) auf der Unterscheidung in (TK-)Individual- und (RF-)Massenkommunikation, auf (2) 

der analytischen Trennung von Sender und Empfänger, auf (3) unterschiedlichen politi-

schen Zielen die mit der Regulierung des jeweiligen Sektors verfolgt wurden,44 und auf 

(4) Unterschieden in der technischen Infrastruktur der beiden Märkte.45 Grundsätzlich 

konnten in der Vergangenheit Rückschlüsse von der verwendeten Technik (Verteil- oder 

Vermittlungstechnik) auf das Dienstangebot (RF- oder TK-Dienst), auf die Rezeptions- 

und Kommunikationsform (Massen- oder Individualkommunikation), und auf mögliche 

gesellschaftliche Auswirkungen (Manipulationsoptionen) gezogen werden.46 Sowohl die 

jeweiligen Regulierungsmodelle als auch die politischen Zuständigkeiten orientierten 

                                                 
42 Heinrich, J (1999) S. 73ff 
43 Für Unterscheidungsmerkmale von TK und RF siehe Latzer, M (1997) S. 53 
44 Für die TK vor allem Universaldienstziele, und für den RF vor allem Vielfaltsziele. 
45 Für die TK kabelgebundene Vermittlungsnetze und für den RF terrestrische Verteilnetze. 
46 Latzer, M (1998a) S. 150 
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sich an dieser Trennlinie. Regulierung wurde für beide Sektoren entsprechend den unter-

schiedlichen politischen Ziele separat betrieben bzw. getrennt institutionalisiert.47 

 

Für die Erosion der traditionellen Grenzen zwischen den beiden Sektoren wird im tech-

nischen Bereich die Digitalisierung verantwortlich gemacht. „Sie schafft die Vorausset-

zung für die Konvergenz der Kommunikationsformen. Sie ermöglicht deren beliebige 

Kombination, verbesserte Manipulationsmöglichkeiten, neue Funktionalitäten und zu-

nehmend personalisierte Medien.“48 

 

Die Digitalisierung, die Glasfasertechnik, drahtlose49 und kabelgebundene50 Breitband-

technik, sowie die unterschiedlichen Verfahren der Datenkompression51 bedingen auf 

der Vermittlungsebene – also der Netzebene – (1) eine erhebliche Steigerung der Leis-

tungskapazität52 der Datenübertragung, (2) erhebliche Kostensenkungspotentiale für die 

Datenübertragung und (3) neue Verknüpfungsmöglichkeiten für unterschiedliche Über-

tragungswege und Schnittstellen. Dadurch wird vor allem der plattformunabhängige, in-

tegrierte Transport von Telekommunikations- und Rundfunkdiensten (Text / Ton / Bild / 

Bewegtbild), und somit die „Ausweitung der Funktionsfähigkeiten der verschiedenen 

Netzinfrastrukturen ermöglicht.“53 Es kommt zu einer Konvergenz der Vertriebswege 

(„Technologiekonvergenz“) die nun sowohl für RF- als auch für TK-Dienstleistun-

gen54genutzt werden können. „Die dafür notwendige Infrastruktur setzt sich nach heuti-

ger Vorstellung aus verschiedenen, zusammengeschalteten kabelgebundenen und draht-

losen Netzen zusammen, ermöglicht jede Form der Datenübertragung über jedes Netz, 

und ist idealtypisch symmetrisch ausgestaltet,“55 so daß sie sich für Massen-, Individual- 

                                                 
47 Beispielsweise in Österreich: für die TK im BM für Wissenschaft und Verkehr, für RF im Bundeskanz-

leramt. Beispielsweise in der EU: für TK die GD XIII und für Rundfunk die GD X. 
48 Latzer, M (1997) S. 125 
49 UMTS, IMT/2000, DVB-S, DVB-T 
50 ISDN, Breitband-ISDN, ATM, DVB-C 
51 xDSL, MPEG-Standards zur Quellcodierung von Audio und Videosignalen, Wellenlängenmultiplex in 

Glasfaserkabeln. 
52 Im Rundfunkbereich wird mit einer Verdreifachung der Übertragungskapazität bei terrestrisch-

digitalem Fernsehen gerechnet, über digitales Kabel und Satellitenfernsehen können mehr als 200 Ka-
näle ausgestrahlt werden. 

53 EMI (1998) S. 9 
54 „So erlaubt die ADSL-Technik die Übertragung ganzer Spielfilme über das herkömmliche Telefonnetz 

auf Computermonitore.“ (vgl. Schulz, W / Seufert, W / Holznagel, B (1999) S. 71) 
55 Müller, M (1998) S. 16 
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und Gruppenkommunikation, und deshalb für private und öffentliche Kommunikation 

gleichermaßen eignet.  

 

Voraussetzung für die Interaktivität ist dabei auf Vermittlungsebene die Umrüstung von 

Verteil- auf Vermittlungsnetze, also die Erweiterung bestehender Netze um einen Rück-

kanal, und im Bereich der Endgeräte die Umrüstung auf digitale Empfangstechnolo-

gien, die sowohl Verteil- (RF) als auch Vermittlungskommunikation (TK) ermöglicht 

(„Funktionsverschmelzung“), und deshalb als Konvergenz der Endgeräte bezeichnet 

wird.56 

 

Auch die Darstellungsformen, die Inhalte („content“) und Dienste („service“) sind auf-

grund des universellen digitalen Codes weitgehend beliebig kombinierbar („konvergente 

Dienste“). Insbesondere die funktionale Konvergenz, also die Überschneidung von pri-

vater, öffentlicher und geschäftlicher Kommunikation durch sogenannte hybride Diens-

te57 oder integrierte Dienste wie das Internet macht die eindeutige, zweifelsfreie Katego-

risierung der Angebote als Rundfunk- oder Telekommunikationsdienst unmöglich. Von 

der verwendeten Technik sind dann keine Rückschlüsse auf das Dienstangebot und auf 

gesellschaftlichen Auswirkungen möglich.  

 

                                                 
56 „In diesem multimedialen Zusammenwachsen sind theoretisch alle Geräte Kombinationen technisch 

möglich.“ (vgl. EMI (1998) S. 13) „ Die unterschiedlichen Funktionen und funktionsspezifische Vor-
teile von PC und Fernsehgerät, sowie unterschiedliche Nutzungspräferenzen stehen einer faktischen 
Konvergenz der Endgeräte allerdings entgegen.“ (vgl. Heinrich, J (1999b) S. 79) Denkbar und realis-
tisch ist vor allem die Kombination nur einzelner Komponenten (vgl. EMI (1998) S. 13). Gute Markt-
chancen werden im Bereich der Endgeräte vor allem der Multimedia Home Plattform (MHP) einge-
räumt, die es erlaubt „sämtliche Funktionalitäten von der Hardware auf die Software zu verlagern, und 
die Verteilung von Signalen zu unterschiedlichen Endgeräten zu steuern. (...) Die MHP ist ein Ver-
such, eine konvergente Systemarchitektur für Privathaushalte zu definieren, die die herkömmlichen 
Fernseh- und Hörfunkmärkte hinter sich läßt und das Internet einbezieht. Sie umfaßt ein privates End-
gerät (IDTV, Decoder PC), zugehörige Peripheriegeräte und eine Netzarchitektur die die Verteilung 
von Signalen in der Wohnung zu jeweils unterschiedlichen Endgeräten gestattet.“ (vgl. KOM (1999) 
540, S. 30) Nachdem die Endgeräte (v.a. Bildschirme) im Vergleich zu Dekodern relativ teuer sind, 
empfiehlt die Europäische Kommission Bildschirme von anderen dynamischen Elementen mit perma-
nenten technologischen Veränderungen zu trennen, um Verbraucherinvestitionen zu schützen. (vgl. 
KOM (1999) 540, S. 24). 

57 „Hybride Dienste entstehen entweder durch die Verwendung einer Kombination aus Rundfunk- und 
Telekommunikationstechnik (Videotex, Videokonferenzen, Video on Demand) oder durch die Ver-
wendung bestehender Dienste in einer neuen Art, die die traditionelle funktionale Abgrenzung durch-
bricht (Audiotex, Data-Broadcasting, GeschäftsTV und Telex).“ (vgl. Latzer, M (1997) S. 78) 
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So wird beispielsweise damit gerechnet, daß das traditionelle Rundfunk - Dienstangebot 

(klassische TV-Vollprogramme) im „digitalen Fernsehen“ durch eine erhebliche Anzahl 

von Spartenkanälen und Programmpaketen, durch NVOD, VOD, und Multiperspective-

Programme erweitert wird. Zusätzlich sollen aber auch branchenfremde, interaktive 

Dienste wie Databroadcasting, Spiele, digitaler Teletext und andere elektronische Mul-

timedia-, Telekommunikations- und Transaktionsdienstleistungen (e-commerce, tele-

banking) in erweiterten Rundfunkbouquets angeboten werden,58 die den klassischen Kri-

terien der „Massenkommunikation“ - also der klassischen Verteilkommunikation - zum 

Teil nicht mehr entsprechen.59 In Abbildung 3 sind eine Reihe von Diensten aufgelistet 

die den Nutzern im elektronischen Gesamtsektor angeboten werden könnten. 

 

Abbildung 3: 
Diversifikation der Dienste im liberalisieren, konvergenten Umfeld 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

         Quelle: Inhalt aus EMI (1998) S. 11. Eigene Darstellung 

 

                                                 
58 Nach aktuellem Stand der Technik soll der Zugriff für Rezipienten zu alternativen Diensten per Fern-

bedienung oder Tastatur über Infrarotschnittstellen mit dem Dekoder ermöglicht werden, der wieder-
um über ein integriertes Modem oder über breitbandige Schnittstellen zu Satelliten oder Breitbandka-
beln die Nutzung der Dienste ermöglicht. (IN: w&v 39 / 99 S. 86) 

59 „Repräsentativ für das bisherige Verständnis der Massenkommunikation ist die Definition von Maletz-
ke, der darunter jene Form der Kommunikation versteht bei der Aussagen öffentlich durch technische 
Verbreitungsmittel indirekt an disperse Publika vermittelt werden.“ (vgl. Hoffmann-Riem, W / Vest-
ing, Th (1994) S. 386) 
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Interaktive öffentliche Dienstleistungsangebote

Telelearning und Bildungsangebote
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Die Bedeutung der Zuordnung ergibt sich aus den unterschiedlichen Regulierungen der 

Subsektoren.60 So unterliegen Rundfunkdienste und Rundfunkanbieter aufgrund der 

vermuteten Relevanz für die öffentliche Meinungsbildung weit strengeren Auflagen und 

Inhaltsregulierungen als Telekommunikationsdienstleistungen. Die technische Weiter-

entwicklung erlaubt nun aber die Entflechtung und neuartige Kombination von Darstel-

lungsformen, Distributionskanälen und Endeinrichtungen, die früher starr in einzelnen 

Kommunikationssystemen zusammengefaßt waren.61 Es kommt zu einer Entkoppelung 

von Dienst, Netz und Endgerät in traditionellen Mediensystemen. Die Inhalte werden 

„anpaßbar“, so daß sie in verschiedenen Umfeldern und Kombinationen verwendet und 

über verschiedene Netzinfrastrukturen geliefert werden können.62 Technikzentrierte Re-

gulierungsmodelle stoßen deshalb zunehmend an die Grenzen ihrer zweifelsfreien An-

wendbarkeit. 

 

Die Veränderungen der Rezeptionsformen verwischen die Grenzen zwischen Individu-

al- und Massenkommunikation,63 und bedingen die Verschiebungen von zentraler - 

durch den Sender - zu verstärkter individueller Kontrolle durch die Benutzer des Kom-

munikationsprozesses.64 „Bei elektronischen Medien verändert sich die spezifische Re-

zeptionsweise und damit deren gesellschaftliche Wirkung („Manipulationsthese“), die 

traditionell ein Hauptargument für den spezifischen Regulierungsbedarf im Rundfunk-

sektor darstellte.“65 Der traditionelle „one-to-many“ Kommunikationsmodus aus dem 

klassischen Rundfunk verliert tendenziell an Bedeutung. Er wird durch andere Kommu-

nikationsmuster wie „many-to-one“ (Datenbanken, Abrufdienste), „one to one“ (Tele-

kommunikation, e-mail) oder „many-to-many“ (Gruppenkommunikation) ergänzt und 

substituiert.  

 

Zu nennen wäre beispielsweise „web-TV“ bei dem über ein herkömmliches Fernsehge-

rät Internet-Inhalte abgerufen werden können,66 oder digitale Mediendienste wie VOD, 

                                                 
60 Latzer, M (1997) S. 78 
61 Latzer, M (1997) S. 134 
62 KOM (1997) 623, S. 3 
63 Müller, M (1998) S. 17 
64 Latzer, M (1997) S. 146 
65 Latzer, M (1998a) S. 149 
66 Schulz, W / Seufert, W / Holznagel, B (1999) S. 72 
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die ebenfalls auf dem Konsultationsmodus basieren. Unter diesem Gesichtspunkt wirkt 

der technische Fortschritt der Steuerbarkeit von Informationsverbreitung der öffentlichen 

Meinungsbildung und der breiten Meinungsmanipulation entgegen. Die gezielten 

Einflußmöglichkeiten der Massenmedien nehmen ab. Es kommt zu einer verstärkten In-

dividualisierung67 der Kommunikationsangebote und des Kommunikationsprozesses.68 

Gleichzeitig entstehen jedoch durch diese „Individualisierung der Massenkommunikati-

on“ angesichts der Orientierungsnot der Rezipienten neue Manipulationsmöglichkeiten 

bei der Programminformation, der Programmwahl und dem Programmzugang.69 

 

Die Nutzung multimedialer Dienste erfordert darüber hinaus die Einführung neuer 

Funktionseinheiten („zugehörige Dienste“)70 an der Schnittstelle zwischen den Endge-

räten und den Übertragungsnetzen71. An dieser Schnittstelle werden (1) digital übertra-

gene Signale für den Empfang in analoge Signale zurückgesetzt, (2) die Abrechnung für 

die Nutzung vorgenommen (CA-System) und (3) Steuerungshilfen angeboten (Navigato-

ren, Suchmaschinen oder NPG´s).72 Grundsätzlich determinieren die genannten Funktio-

nen die Zugangsmöglichkeiten der Rezipienten zu den Inhalten und die Zugangsmög-

lichkeiten der Anbieter zu den Rezipienten. Das wirft Fragen auf, die insbesondere den 

chancengleichen, transparenten und nichtdiskriminierenden Zugang von neuen, dritten 

Marktteilnehmern zu den entsprechenden Systemen betreffen.73  

 

                                                 
67 „Vor allem die Einführung des Kabelfernsehens hat dazu geführt, daß der Markt fragmentiert worden 

ist. Statt mit Programmangeboten ein Massenpublikum fesseln zu wollen, entwickeln sich Nischen-
programme, wodurch die Medienplaner mehr der Unterschiedlichkeit als den Gemeinsamkeiten ihres 
Publikums Aufmerksamkeit schenken. Aus „Broadcastern“ wurden „Narrowcaster“. (...) Medienhäu-
ser wissen ziemlich genau über die Vorlieben ihrer Kunden bescheid. Sie werden individuellen Servi-
ce anbieten, der sich auf ein Persönlichkeitsprofil stützt, das auf Basis vorangegangener Geschäfts-
kontakte erstellt worden ist. (...) Herkömmliches TV, das wie die Öffentlich-rechtlichen Anstalten ei-
nen bunten Bauchladen feilhält, hat in dieser spezialisierten Medienbranche kaum noch eine Chance.“ 
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68 vgl. Steinmaurer, Th (1998) S. 15 
69 Hoffmann-Riem, W (1997) S. 270 
70 „Zugehörige Dienste sind Kommunikationsdienste im Zusammenhang mit der Gewährung eines Zu-

gangs zu einem speziellen Dienst für befugte Benutzer (z.B. bedingte Zugangsdienste, elektronische 
Programmführer).“ (vgl. KOM (1999) 539, S. 5) 

71 Die dafür notwendige Schnittstelle kann entweder den jeweiligen Endgeräten vorgeschaltet (IRD, set-
top-box) oder bereits integrierter Bestandteil der Endeinrichtungen (IDTV) sein. 

72 Müller, M (1998) S. 72 
73 KOM (1997) 623, S. 27ff 


